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Institutionelle Kooperation – die Herausforderung in Kürze
Zu den wesentliche Elementen der nachhaltigen Mobi-
litätsplanung gehören die Kooperation zwischen kom-
munalen und regionalen Verwaltungs- und Entschei-
dungsträgern sowie die Beteiligung anderer relevanter 
Institutionen. Die institutionelle Zusammenarbeit in der 
Erarbeitung eines nachhaltigen und alle Verkehrsträ-
ger umfassenden Stadtverkehrsplans (sog. Sustainable 
Urban Mobility Plan, SUMP) ist unerlässlich, um die un-
terschiedlichen Verkehrsnetze und Mobilitätsangebote 
nachhaltig weiterzuentwickeln. Dazu benötigt es die 
Zusammenarbeit der unterschiedlichen mit Verkehr 
befassten Institutionen der Stadt und Region.

Kooperation in der Stadtverkehrsplanung kann die Zu-
sammenarbeit mit städtischen Organisationen, politi-

schen Gremien, benachbarten Gemeinden und überge-
ordneten Behörden beinhalten. Viele weitere Ressorts 
wie Klima, Umwelt, Gesundheit oder soziale Integration 
sind darüber hinaus mit Verkehrsthemen verbunden. 
Für die Planaufstellung ist eine fach- und sektorüber-
greifende Kooperation daher hochrelevant.

Institutionelle Kooperation ist mancherorts keine 
Selbstverständlichkeit und es bestehen dafür oftmals 
weder Vorgaben noch Anreize.  Darüber hinaus sind es 
häufig mangelnde Erfahrung, komplexe Prozesse mit 
vielen Interessenvertretern zu steuern, nicht-kongru-
ente Planungsvorgaben sowie unterschiedliche (ver-
kehrs-) planerische Ansätze, welche die Umsetzung 
der Kooperation erschweren. Eine sehr anspruchsvolle 

Maßnahmenauswahl
Analyse der Mobilitätssituation und von Maßnahmen

Monitoring & Evaluation

Ermittlung von Daten und Datenquellen

Entwicklung eines Monitoring- und Evaluationsplans

Analyse und Darstellung von Daten und Indikatoren 

Evaluierung des Planungsprozesses

Institutionelle Kooperation
Prüfung des gesetzlichen Rahmens

Identifizierung institutioneller Akteure

Abgleich institutioneller Kompetenzen und Ressourcen

Festlegung von Kooperationsstrukturen und Verantwortlichkeiten

Koordination der Zusammenarbeit

Evaluierung der Kooperation

Beteiligung
Identifizierung von Stakeholdern und deren Interessen

Beteiligungskonzept für Bürger und Stakeholder entwickeln

Einigung auf Beteiligungsmethoden

Partizipationsmanagement und Konfliktlösung

Evaluierung des Beteiligungsprozesses

Erforderliche Aktivität

Potenzielle Aktivität

Prozessdefinition Plan-
ausarbeitung

Plan-
umsetzung

Plan- und 
Maßnahmen-

evaluation
Aufgaben im SUMP-Prozess
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Visionen 
und Ziele

Ist-Analyse und 
Szenarien

Analyse geeigneter Politiken und Maßnahmen

Spezifizierung von Politiken und Maßnahmenpaketen

Bewertung von geplanten Maßnahmenpaketen

Einigung auf Verantwortlichkeiten und Maßnahmenumsetzung 

Auswahl von Indikatoren für Monitoring und Evaluation

Empfohlene Aktivität

Ein SUMP-Prozess besteht aus mehreren, 
aufeinander aufbauenden Phasen. Das 
Schaubild zeigt wichtige Aktivitäten für 
Planungsbehörden in der Erarbeitung 
eines SUMPs.

Institutionelle Kooperation und die Beteiligung 
von Stakeholdern und der Öffentlichkeit sind 
horizontale Aktivitäten, die bereits während der 
Prozessdefinition beginnen. Sowohl die 
Maßnahmenauswahl, als auch Monitoring und 
Evaluation sind insbesondere in den 

analytischen und technischen Planungsphasen 
von Bedeutung. Das Schaubild spiegelt die 
erstmalige SUMP-Erarbeitung wider. Eine 
Fortschreibung sollte auf den bereits 
aufgebauten Strukturen erfolgen.

Aufgaben im SUMP-Entwicklungsprozess 
Quelle: Rupprecht Consult, 2016
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Aufgabe ist zudem, sich möglicherweise widerspre-
chende Überzeugungen, Strategien und Ressourcen 
zu managen. Jede lokale Behörde muss eigene Rah-
menbedingungen für Kooperationen entwickeln, wobei 
die lokalen Strukturen sowie übergeordnete rechtliche 
Vorgaben berücksichtigt werden müssen.

Institutionelle Zusammenarbeit vorbereiten

Verwaltungsinterne und externe Zusammenarbeit in 
der Verkehrsplanung erfordert die Entwicklung von 
klaren Steuerungsprozessen, Kooperationsroutinen 
und -formaten. Dafür müssen in der Stadtverwaltung, 
aber auch bei den Kooperationspartnern, ausreichend 
personelle Ressourcen bereitgestellt werden. Da die 
Erarbeitung eines Stadtverkehrsplans als Projekt be-
griffen werden kann, ist es notwendig, dass das Pla-
nungsteam über Projektmanagement-Kompetenzen 
verfügt (z.B. Projektsteuerung, Verhandlungsgeschick, 
Managementwerkzeuge wie Umsetzungspläne und 
Fortschrittsberichte). 

Kooperationspartner identifizieren

Zu Beginn des Planungsprozesses sollte entschieden 
werden, welche lokalen und regionalen Akteure einge-
laden werden, bei der Entwicklung des Stadtverkehrs-
plans mitzuwirken. Statt an administrativen Grenzen 
sollte sich eine „SUMP-Partnerschaft“ an funktionalen 
Raumstrukturen orientieren. Die Akteure sollten über 
Planungskompetenzen für die Verkehrsnetze und -an-
gebote im Planungsgebiet verfügen. Damit können sie 
auch die notwendige technische Expertise einbringen. 
Zudem sollten sie in der Lage sein, politische und öf-
fentliche Unterstützung einzuwerben. 

Interessenvertreter aktiv einbinden

Es ist durchaus möglich, dass manche Akteure von 
den Vorteilen einer SUMP-Partnerschaft und den po-
sitiven Effekten, die sich für den Akteur, die Stadt und 
die Region ergeben können, zunächst überzeugt wer-
den müssen. Dazu gehört auch, eine Übersicht über 
die kurz- und langfristigen Ziele der einzelnen Akteure 
zu erlangen. Dieses Verständnis füreinander stellt die 
Basis dar, um sich auf Ziele, Strategien und Maßnah-
menpakete zu verständigen. Der Kooperationsprozess 
sollte für alle Partner transparent gestaltet werden z.B. 
was die erforderlichen Kapazitäten der einzelnen Ak-
teure oder die Abläufe betrifft.

Institutionelle Zusammenarbeit in Brno 
Quelle: Marie Schmerková, City of Brno

Verantwortlichkeiten vereinbaren

Fach- und akteursübergreifende Planung erfordert die 
Zuweisung von Zuständigkeiten. Dazu gehören Verein-
barungen zur Steuerung des Prozesses, zum Zeitrah-
men und Planungshorizont, der Budgetaufteilung und 
Verfahren zur Entscheidungsfindung. Für die Feinpla-
nung, zum Beispiel für die Entwicklung einzelner Mobi-
litätsmaßnahmen, ist es ratsam, Projektmanagemen-
tinstrumente zu Hilfe zu nehmen (z.B. zur Festlegung 
von Prioritäten, Finanzbedarfen, Verantwortlichkeiten).

Möchten Sie noch mehr erfahren? 

Weitere Informationen und verschiedene Beispiele aus 
der Praxis finden Sie im ausführlichen Handbuch zur 
institutionellen Kooperation!

Weitere Informationen finden Sie auch auf   
www.eltis.org und www.sump-challenges.eu
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Institutional cooperation

3.2 Identifying the relevant 
partners: who sits at the  
table?
At the beginning of the SUMP process, during the 
preparation phase, important questions should be 
considered: Who sits at the table? Who do we invite 
to meetings? At this stage the different organisations 
which will be part of the SUMP partnership have to be 
identified. In order to prepare this task correctly, the 
geographical remit as well as the thematic focus areas in 
which the institutional cooperation process takes place 
must be clearly defined. This selection is of strategic 
importance. In practice, the project management will 
prepare a proposal that needs to be confirmed by his 
administrative and political hierarchy.

3.2.1 Defining the functional and  
geographical scope

The legal framework

The legal frameworks – either national or regional  
– regarding who to involve in SUMP implementation 
differ substantially within Europe. It is recommended 
to access available information in this regard, such as 
the SUMP framework monitoring on Eltis. In countries 
or regions where such a legal framework exists, the 
project management has to identify the stakeholders 
who are either named or described in the law. The 
spotlight on West Yorkshire describes how to comply 
with the legal requirements and adapt the cooperation 
process to the local situation.

Cooperation in the functional urban space

One of the key principles of SUMPs is to cover the 
functional urban area, and not stay confined within 
the legal city limits. This means that SUMPs cover 
areas which reflect the actual mobility situation - the 
needs and issues of a given location (e.g. area where 
commuting trips take place) and do not correspond to 
the administrative boundaries of the planning authority. 
Therefore, cooperation with public authorities located 
within the functional area is required and the project 
management has to identify partners among them. 
In order to select the potential partners, the project 

management should identify the authorities which 
will be impacted by the implementation of the SUMP 
and which can contribute to the preparation and 
implementation of a spatially well-integrated SUMP. 
This cooperation can take place with smaller entities 
such as districts or neighbourhoods. Cooperation with 
neighbouring local authorities is highly recommended 
to avoid conflicting parallel planning and in order to 
adapt the plan to the actual mobility situation in the 
functional area. Additionally, cooperation with larger 
authorities such as metropolises, provinces or regions 
allow the planning authorities to have an overview of 
the impact of the SUMP at a larger scale and to adapt 
the SUMP to evolutions taking place at a higher level. 
The spotlight on Budapest illustrates this aspect of 
institutional cooperation. 

Special attention should be given to poly-centric regions 
– areas characterised by several centres – where 
services and goods, and therefore transport needs, are 
scattered in different towns. Planning mobility in these 
areas is complex, as several municipalities, sometimes 
even from different countries, and many stakeholders 
are involved. Specific methodologies exist to overcome 
barriers and to build a constructive dialogue in these 
contexts.

Cross-sectoral cooperation

Another important principle of SUMPs is the integration 
of transport and other related-fields such as economy, 
environment, energy, urban planning, health, etc. 
Therefore, identifying the relevant partners also implies 
selecting the areas of expertise needed for preparing 
and implementing the SUMP. Consequently, the project 
management needs to have a clear idea of the level of 
priority at which these different topics will be included 
in the SUMP and to identify representative organisations 
in these fields. 

Inter-modal cooperation

SUMPs foresee the cooperation between all different 
types and modes of transport. Therefore, another 
aspect to consider for identifying potential partners 
is the involvement of those structures that have legal 
competence over transport networks in the planning 
territory. The spotlight on Ghent illustrates both the 
cross-sectoral and cross-modal cooperation. 
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Institutional cooperation

In Budapest, the functional area extends beyond the administrative boundaries of the city and corresponds 
in many aspects to the metropolitan area. In addition, since Budapest is located at the intersection of 
international, national and regional transport networks, its functional area actually extends beyond the 
metropolitan area. Therefore, the City of Budapest and the Centre for Budapest Transport (BKK – in charge 
of the preparation and implementation of the SUMP in Budapest) identified partners corresponding to the 
functional urban space. 

Activities such as the organisation of passenger transport for daily commuters, the elaboration of an 
integrated traffic model and the development of an access regulation system for freight transport require 
cooperation at the metropolitan regional level. Consequently, the planning authorities identified all the 
neighbouring cities within the Budapest agglomeration to be crucial partners. 

Additionally, in order to implement an 
integrated system of transport networks 
which will strengthen the economic 
potential of the international area located 
around Budapest, the planning authorities 
chose to cooperate with regional, national 
and international partners such as the 
region, the MAV (Hungarian State Railways) 
and the Budapest Liszt Ferenc International 
Airport.

After these partners were identified, 
the City of Budapest and the Centre for 
Budapest Transport held “consultations 
with district, metropolitan area and county 
level local governments in the course of the 
review of the system plan as a preparatory 
step towards the Balázs Mór Plan [name of 
Budapest’s SUMP]. The City of Budapest 
built close cooperation with the planners 
engaged in the parallel strategic planning 
processes relating to Budapest and its 
region in order to come up with complex 
solutions for complex regional and urban 
development challenges.” (BKK, 2014)

LOCAL SPOTLIGHT  
Budapest: Institutional cooperation in a functional area

Transport in Budapest.  
Photo: BKK Centre for Budapest Transport
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